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»S$chöne« neue 
Welt: 100 Mio. 
Kriegstote 


US-Soldaten auf dem Weg zu einem typischen »Friedenseinsatz« 


Mit der Lüge, alles Böse käme aus Deutschland, 
wurden die Völker in den Zweiten Weltkrieg ge- 
hetzt. Mit der Verheißung des ewigen Weltfriedens 
wurde Tod, Vertreibung und unendliches Elend ge- 
rechtfertigt. Das Ergebnis ist bekannt: Seit 1945 
über 100 Millionen Tote. Not und Leid bestimmen 
den Alltag in weiten Teilen dieser Welt. 

Unter dem Vorwand von Demokratie und Menschen- 
recht werden ganze Regionen ins Chaos gestürzt. 


Die »schöne« neue Welt ist eine blutige! 
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Das offene Wort 


Unter falscher Flagge? 


87 Menschen sollen am 
4.4.2017 bei einem Angriff der 
syrischen Luftwaffe gegen is- 
lamistische Extremisten durch 
das Nervengas Sarin getötet 
worden sein. 


Sofort und ohne jede Unter- 
suchung wurde dieses Ver- 
brechen von den USA der sy- 
rischen Regierung angelastet 
und die deutsche Bundesre- 
gierung zeigte Verständnis für 
den folgenden US-Angriff auf 
Syrien. 

Wie bei jedem Verbrechen 
sollte aber auch hier die Frage 
gestellt werden: »Wem nutzt 
es?«: Sicherlich nicht dem be- 
schuldigten Präsidenten As- 
sad! Warum sollte er durch ei- 
nen Giftgaseinsatz politischen 
Selbstmord begehen? 


Der Nahostexperte Prof. Dr. 
Günter Meyer von der Univer- 
sität Mainz wertet das als »An- 
griff unter falscher Flagge«: 
Es sei ein Waffenlager der Dji- 
hadisten bombardiert worden, 
wobei chemische Kampfstoffe 
freigesetzt wurden. 


Das sei auch durch einen Ge- 
heimdienstbericht aus dem 
Weißen Haus vom 11.4.2017 
bestätigt worden, den Prof. 
Theodore Postol vom Mas- 
sachusetts Institute of Tech- 
nology (MIT) ausgewertet hat. 
Anhand der Dokumente und 
Fotos weist er nach, daß in 
Wahrheit eine Sprengladung 
am Boden zur Explosion ge- 
bracht wurde. 


Wie die Weltöffentlichkeit ge- 
täuscht wird, erinnert an die 
von Deutschen abgehackten 
Kinderhände im Ersten Welt- 
krieg oder an die angeblichen 
Massenvernichtungswaffen 
von Saddam Hussein im Irak, 
meint 

Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Verstoß gegen das Völkerrecht: 


US-Überfall auf Syrien 


Bild nur in der 
gedruckten Ausgabe 
enthalten 


In der Nacht zum 7.4.2017 grif- 
fen die USA den syrischen Mili- 
tärflughafen al-Shairat an. Dieser 
Flughafen wird von der syrischen 
Armee für den Kampf gegen die 
Terrormiliz »Islamischer Staat« 
genutzt. 


Die US-Armee hat nach offiziel- 
len Angaben 59 Marschflugkör- 
per des Typs Tomahawk auf al- 
Shairat abgefeuert. Als Vorwand 
diente ein mutmaßlicher Giftgas- 
angriff vom 4.4.2017 in Idlib, den 
die USA Syrien anlasten. 


Nach syrischen und russischen 
Angaben traf die syrische Luft- 
waffe bei einem Angriff auf die 
Terrormiliz ein von Terroristen 
genutztes Lager mit Giftstoffen. 
Nach Angaben der syrischen 
Regierung bekommen die Ter- 
rorgruppen chemische Giftstoffe 
aus der Türkei. 

Merkwürdig an der US-Version 
für ihren eigenen Angriff ist die 
Tatsache, daß die C-Waffenvor- 
räte Syriens 2014 bis 2016 unter 
Kontrolle der Organisation für 


SPIEGEL DER ZEIT 


das Verbot chemischer Waffen 
(OPCW) sichergestellt und ver- 
nichtet wurden. Für die chemi- 
sche Entwaffnung Syriens bekam 
die OPCW sogar den Nobelpreis. 


Wie auch immer letztendlich die 
Forschungsergebnisse zu dem 
mutmaßlichen Giftgasangriff aus- 
sehen, Fakt ist: 


m daß die USA mit dem Angriff 
gegen das Völkerrecht verstoßen 
haben, denn es gab keine Legi- 
mitation durch den UN-Sicher- 
heitsrat, 


m daß die USA in ihrer Ge- 
schichte oft genug mit C-Waffen 
operiert haben und dadurch die 
Reaktion gegenüber Syrien reine 
Heuchelei ist, 


m daß bereits die angeblichen 
Massenvernichtungswaffen im 
Irak, die der USA als Kriegsgrund 
für den Irak-Krieg dienten, offen- 
sichtlich nie existierten. 

Der Wahnsinn muß gestoppt wer- 
den, denn er könnte der Auslöser 
für den Dritten Weltkrieg sein. 
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Kriege, Völkermord und Vertreibung: 
Über 100 Millionen Tote seit 1945! 


Über 100 Millionen Tote hat die 
Welt seit 1945 durch Kriege, 
Bürgerkriege, Völkermord und 
Vertreibung zu verzeichnen. 
Dabei sollte doch mit dem Sieg 
über Deutschland 1945 der 
Weltfriede beginnen. 


40 bis 67 
Millionen 


10 Millionen 


China, 
1949-1976 


Sowjetunion, 
1950-1987 


Zaire/Kongo, 
1967-2009 
Äthiopien, 
1962-1992 
Vietnam, 
1954-1975 


Korea, 1950-1953 


Vertreibungsverbre- 
chen an Deutschen 
in den deutschen 
Ostgebieten, 
1945-1950 


1,9 Millionen Sudan, 1955-2006 


1,87 Millionen Kambodscha, 
1975-1991 
Afghanistan, 
1980-2001 
Deutsche in sowje- 
tischer Kriegsge- 
fangenschaft nach 
1945 

Irak, Afghanistan, 
Pakistan, »Krieg 
gegen den Terror« 
durch die USA, 
2001 bis heute 
1,25 Millionen Pakistan, 1971 

1,1 Millionen Nigeria, 

1966 bis heute 
Mosambik, 
1964-1992 
Iran-Irak-Krieg, 
1980-1988 
Ruanda, 1994 
Algerien, 
1954-2006 
Uganda, 1971-2013 
Indonesien, 

1965 bis heute 


Angola, 1961-2002 


5,4 Millionen 


4 Millionen 


3 Millionen 


2,8 Millionen 
2,3 Millionen 


1,8 Millionen 


1,6 Millionen 


1,3 Millionen 


1,1 Millionen 


1 Million 


900.000 
875.000 


850.000 
650.000 


580.000 


Mittlerweile ist die Zahl der To- 
ten nach 1945 weitaus höher 
als die des Ersten und Zweiten 
Weltkrieges zusammen. 

Wir haben nachfolgend für Sie 
alle uns zur Verfügung stehen- 
den Zahlen zusammengetra- 


500.000 
470.000 


Brasilien, bis 1999 
Syrien, 
2011 bis heute 


Vietnam, nach dem 
Krieg 1975 


Indochina, 
1945-1954 


Burundi, 
1959 bis heute 


Somalia, 
1991 bis heute 


Nordkorea, 
bis 2006 


Kurden im Irak, 
Iran, Türkei, 
1980-2000 


Kolumbien, 
1946 bis heute 


Jugoslawien,‘ 
1944-1980 


Guatemala, 
1960-1996 


Laos, 1975-1990 
Serbien, 1991-1999 


Rumänien, 
1949-1999 


Liberia, 1989-1997 


Tschetschenien, 
1994 bis heute 


Libanon, 1975-1990 
Kuwait-Krieg, 
1990-1991 
Philippinen, 

1946 bis heute 


430.000 


400.000 


400.000 


400.000 


400.000 


300.000 


240.000 


200.000 


200.000 


190.000 
175.000 
150.000 


150.000 
140.000 


150.000 
140.000 


130.000 


130.000 


Burma/Myanmar, 
1948 bis heute 


100.000 Nordjemen, 
1962-1970 
Sierra Leone, 
1991 bis heute 
Albanien, 
1945-1991 


Iran, 1978-1979 


100.000 


100.000 


80.000 


gen. Mit fortschreitender Ge- 
schichtsforschung folgen neue 
Erkenntnisse und somit kön- 
nen einige Zahlen mittlerweile 
höher liegen. Kriege mit weni- 
ger als 15.000 Opfern sind hier 
nicht aufgeführt. 


El Salvador, 
1975-1992 

Eritrea gegen Äthio- 
pien, 1998-2000 
Sri Lanka, 

1997 bis heute 
Simbabwe, 

1966 bis heute 
Nicaragua, 
1972-1991 
arabisch-israe- 
lischer Konflikt, 
1950 bis heute 
Nordvietnam, 
1954-1975 
Tadschikistan, 
1992-1996 
Äquatorialguinea, 
1969-1979 

Peru, 1980-2000 
Guinea, 1958-1984 
Südsudan, 
2013-2016 
Tschad, 1982-1990 
Bulgarien, 
1948-1989 
Rhodesien, 
1972-1979 
Argentinien, 
1976-1983 
Ungarn, 1948-1989 
Kaschmir, 

1989 bis heute 
Jordanien gegen 
Palästinenser, 
1970-1971 

Polen, 1948-1989 
Syrien, 1982 
Chinesisch-vietna- 
mesischer Krieg, 
1979 

Marokko, 

1953 bis heute 
Kongo-Republik, 
1997-1999 


EINE STATISTIK DES GRAUENS 
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US-Chemiewaffen gegen Deutschland 


www.un-nachrichten.de 
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Die AN-M47 wurde vom »Chemical Warfare Service« der USA in den 30er Jahren als Fliegerbombe für chemische 


Kampfstoffe entwickelt. Von diesen mit dem Kampfstoff Senfgas (Bis(2-chlorethyl)sulfid) gefüllten Bomben wurden in 


dieser Zeit 539.727 Stück produziert. 


Gegen Ende des Zweiten Welt- 
krieges wollten die USA einen 
großen Teil der deutschen Be- 
völkerung ermorden. 


Am 2.12.1943 griff die deutsche 
Luftwaffe den Hafen der südita- 
lienischen Stadt Bari an. Sie ver- 
senkte 17 der 30 dort angelegten 
Schiffe und beschädigte acht 
weitere schwer. Auch das US- 
Schiff »USS John Harvey« fing 
Feuer und explodierte. 


Über 1.000 Soldaten und Zivili- 
sten verloren damals ihr Leben, 
Überlebende wurden mit unge- 
wöhnlichen Symptomen in die 
Lazarette eingeliefert. 


16 Jahre lang blieben die Hinter- 
gründe dieses Vorfalls ein streng 
gehütetes Geheimnis. Auch nach 
Freigabe der Dokumente im Jahr 
1959 blieben die Hintergründe 
von der Öffentlichkeit unbemerkt. 
Erst ein Zufallsfund in einem 
Washingtoner Archiv enthüllte 
die Skrupellosigkeit eines US- 
Kriegsplanes: 


So sollten Tausende alliierte 
Flugzeuge in einer 15-Tage- 


Operation etwa 30 deutsche 
Großstädte (darunter Hamburg, 
München, Augsburg, Nürnberg, 
Stuttgart, Karlsruhe, Berlin, Köln, 
Düsseldorf, Leipzig und Dres- 
den) Senfgas und das noch gif- 
tigere Phosgen abwerfen und 
so den Zweiten Weltkrieg mit 
einem Schlag beenden. Zu die- 
sem Zweck hatte die »USS John 
Harvey« 540 Tonnen Senfgas 
geladen. Im Plan fand sich auch 
die Berechnung von US-Spezia- 
listen der Abteilung für Chemie- 
kriegsführung, daß 5,5 Millionen 
Menschen in Deutschland dabei 
getötet würden, weitere zwölf 
Millionen würden dem Angriff in- 
direkt ausgesetzt sein. 


Bereits am 17.6.1925 wurde im 
schweizerischen Genf das »Pro- 
tokoll über das Verbot der Ver- 
wendung von erstickenden, gifti- 
gen oder ähnlichen Gasen, sowie 
von bakteriologischen Mitteln im 
Kriege« unterzeichnet. Dieses 
sogenannte Genfer Protokoll ist 
ein völkerrechtlicher Vertrag und 
verbietet den Gebrauch chemi- 
scher und biologischer Waffen. 


Zu den Erstunterzeichnern des 
Genfer Protokolls gehörten unter 
anderem Deutschland, Frank- 
reich, die USA und Japan. 


Dennoch haben die USA 1943, 
also 18 Jahre nach der Unter- 
zeichnung des Protokolls, mit der 
»USS John Harvey« 540 Tonnen 
Giftgas nach Europa verschifft, 
um dort mehr als fünf Millionen 
Deutsche zu ermorden. 


Es wirkt äußerst scheinheilig, 
wenn heute die USA wegen ei- 
nes mutmaßlichen Giftgasan- 
griffs der syrischen Armee - der 
bisher keinesfalls bewiesen ist 
- einen souveränen Staat ohne 
Mandat des UN-Sicherheitsrates 
angreifen und somit einen Dritten 
Weltkrieg auslösen könnte. 


Denn nicht nur die Stationierung 
von NATO-Truppen an der russi- 
schen Grenze, sondern auch die 
Bombardierung des syrischen 
Flugplatzes al-Shairat, wo auch 
russische Truppen stationiert wa- 
ren, ist eine Provokation gegen 
Rußland. 


GEPLANTE KRIEGSVERBRECHEN 
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Alliierte Massen- 
vernichtungswaffen 
gegen Deutschland 


Fragt die Bonner Sonntagsreiiner zum 17. Juni 
und 13. August nach den Feindstaatenklauseln.. 
Ohne deren Aufhebung bleiben alle ihre Beteu- 
erungen leeres Gerede . 


` Ti 
oft: 
Nachrichtendienst und Mitteilungsblatt unabhängiger Freundeskreise 


„Jos gejamte deutfde Volh bleibt aufgefordert, in freier Selbftbeftimmung die Einheit und freiheit Deurfhlonds zu vollenden.” 
zz 


Churchill plante Angriff mit 
Bakterien auf deutsche Städte 


SAD London 


Der frühere britische Premier- 
minister Winston Churchill hat 
im Zweiten Weltkrieg den Ein- 
satz von Giftgas und Bakterien 
gegen Deutschland erwogen. Er 
ließ die Möglichkeit prüfen, über 
Berlin, Hamburg, Frankfurt und 
Stuttgart Millionen Bomben mit 
Milzbrand-Erregern abzuwerfen. 
Dies geht aus Dokumenten her- 
vor, die jetzt bei der Vorberei- 


tung einer Fernsehsendung der - 


britischen Fernsehgesellschaft 
BBC entdeckt wurden. 


Im Sommer 1944 hatten die 
Treffer deutscher Fernraketen 
im Stadtgebiet von London den 
britischen Premier in tiefe Sorge 
versetzt. Churchill zu seinen 
Stabschefs: „Wenn große Rake- 
ten mit großer Reichweite und 
verheerender Sprengkraft auf 
viele Regierungs- und Industrie- 
zentren fallen sollen, wäre ich 
bereit, alles zu tun, den Feind an 
einem mörderischen Punkt zu 
treffen.“ 


Bereits im Juni 1981 veröffent- 
lichten wir in der UN 6/1981 die 
oben abgedruckte Pressemel- 
dung. Bis heute ist das Thema 
Massenvernichtungswaffen der 
USA und Großbritannien, die ge- 
gen Deutschland eingesetzt wer- 
den sollten, ein wenig bekanntes 
Kapitel, das nicht in Vergessen- 
heit geraten darf. 


1940 wurde in Porton Down, in 
Fortführung des 1934 gegrün- 


Der Premier weiter: „Wir 
könnten das Ruhrgebiet und vie- 
le andere Orte in Deutschland 
derart mit Giftgas überziehen, 
daß der größte Teil der Bevölke- 
rung einer ärztlichen Behand- 
lung bedürfte.“ 

Die Fernsehanstalt BBC be- 
richtete, es sei geplant gewesen, 
an einem Tag von 2700 Flugzeu- 
gen der Alliierten über Deutsch- 
land Bomben mit Milzbrand-Er- 
regern abwerfen zu lassen. Milz- 
brand’ ist eine für Mensch und 
Tier tödliche Seuche. Ein Angriff 
dieses Umfangs hätte den Tod 
von drei Millionen Menschen zur 
Folge haben können. Nach An- 
sicht eines britischen Experten 
wären die von einer Bombardie- 
rung dieser Art betroffenen 
Städte auch heute noch nicht 
bewohnbar. 

Die Briten, so heißt es, ent- 
wickelten eine Milzbrand-Bombe. 
Bevor jedoch eine hinreichende 
Zahl dieser Waffen zur Verfü- 
ung stand, neigte sich der Krieg 
bereits seinem Ende zu. 


deten British Biological Warfare 
Project (Britisch-biologisches 
Kriegsführungsprojekt), das Bio- 
logical Department (BDP) zur 
biologischen Kriegsführung ge- 
gründet und auf den Ernstfall vor- 
bereitet. 

1942 testeten die Briten auf der 
Insel Gruinard zum ersten Mal 
die Anthrax(Milzbrand)-Bombe. 
Ziel waren 60 Schafe, die binnen 
weniger Tage verendeten. 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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US-Wissenschaftler 
wollten bereits 

1941 Deutschland 
radioaktiv 
verseuchen 

Bereits sieben Monate vor 
dem offiziellen Eintritt der 
USA in den Zweiten Weltkrieg 
planten US-Wissenschaftler, 
Deutschland mit Strontium 
zu vergiften. Das radioaktive 
Element sollte die Nahrung 
in Deutschland verseuchen. 
Die Opfer wären innerhalb 
von zwei Monaten an Kno- 
chenmarkzersetzung gestor- 
ben. 1943 wurde dieser Plan 
wieder hervorgeholt. 


Der involvierte Atomphysi- 
ker Robert Oppenheimer 
verlangte absolutes Still- 


schweigen über den Plan. 
Oppenheimer soll erklärt 
haben: »Wir sollten uns erst 
an dieses Projekt heranwa- 
gen, wenn wir die Nahrung 
für wenigstens eine halbe 
Million Menschen vergiften 
können.« Das geht aus ge- 
heimen US-Regierungsdo- 
kumenten hervor, die in den 
80er Jahren freigegeben 
wurden und 1985 von Prof. 
Barton J. Bernstein im »Bul- 
letin of the Atomic Scientists« 
zusammengefaßt wurden. 


Gott sei Dank scheiterte die- 
ses Massenvernichtungspro- 
jekt an technischen Schwie- 
rigkeiten. 


Bis 1990 stand die Insel wegen 
dieser Versuche unter Quaran- 
täne. Wichtig dabei ist zu er- 
wähnen, daß die Verfallszeit von 
Milzbrandsporen nach Jahrhun- 
derten gerechnet wird. 


Mit anderen Worten: Die Alli- 
ierten planten im Krieg gegen 
Deutschland nicht nur drei Mil- 
lionen Opfer ein, sondern eine 
dauerhafte Kontaminierung 
unseres Landes! 


GEGEN DAS VERGESSEN 
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Millionen Menschen ohne Heimat 


Vertreibung bedeutet erzwunge- 
nes Verlassen eines Ortes oder 
Gebiets aufgrund von Auswei- 
sung oder staatlicher Verfolgung. 


Von rund 18 Millionen Reichs- 
deutschen in den Ostprovinzen 
des Reiches und Volksdeutschen 
in den deutschen Siedlungsge- 
bieten in Ost- und Südosteuropa 
waren in der Endphase des Krie- 
ges über 14 Millionen in Richtung 
Westen geflüchtet oder nach dem 
Kriegsende vertrieben bzw. de- 
portiert worden. 


Etwa elf Millionen Flüchtlinge und 
Vertriebene aus den Ostgebieten 
des Deutschen Reiches und aus 
den volksdeutschen Siedlungs- 
gebieten erreichten Restdeutsch- 
land. 


Über zwei Millionen Deutsche 
hatten Flucht, Vertreibungen oder 
Deportationen nicht überlebt, 
etwa eine Million wurde in die 
UdSSR deportiert. 


Ungefähr gleichzeitig mit der 
Vertreibung von Deutschen aus 
Teilen Osteuropas, besonders 
aus den östlichen Gebieten des 
Reiches, begannen weitere Ver- 
treibungen beziehungsweise eth- 
nische Säuberungen: 


Sowjetunion: Die Umsiedlung 
bzw. Vertreibung von etwa 1,2 
Millionen Polen in den Jahren 
1944 bis 1946 aus den der So- 
wjetunion angeschlossenen pol- 
nischen OÖstprovinzen in die nach 
dem Krieg entvölkerten deut- 
schen Ostgebiete. 


Polen: 1947 wurden etwa 
150.000 Ukrainer aus Südostpo- 
len in die entvölkerten deutschen 
Ostgebiete deportiert (»Aktion 
Weichsel«). 


Jugoslawien: Nach dem Zweiten 
Weltkrieg wurde ein großer Teil 
Julisch Venetiens von Italien ab- 
getrennt und dem jugoslawischen 
Staat einverleibt. Die Angaben 
über die Zahl der vertriebenen 
Italiener schwanken zwischen 
200.000 und 350.000. 


Denkmal »Flucht und Vertreibung« in 
Nürnberg 


r # a PA ’ 
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Tschechoslowakei: Im Süden 
der Slowakei lebten bis 1945 rund 
720.000 Magyaren (Ungarn). Sie 
wurden 1945 wie die Sudeten- 
und Karpatendeutschen durch 
die Beneš-Dekrete enteignet. 
Ein Teil wurde nach Ungarn ver- 
trieben, ein Teil ins Sudetenland 
deportiert. 


Indien/Pakistan: Bei Erreichen 
der Unabhängigkeit von Groß- 
britannien 1947/48 und der 
Gründung von Pakistan und der 
Indischen Union wurden Millio- 
nen Sikhs, Hindus und Musli- 
me aus den mehrheitlich von 
Angehörigen der anderen Re- 
ligionsgemeinschaft besiedel- 
ten Gebieten vertrieben. Dieser 
»Bevölkerungsaustausch« betraf 
zwischen 14 und 15 Millionen 
Menschen. Etwas über sieben 
Millionen Muslime wurden von 
Indien nach Pakistan vertrieben, 
eine etwa gleich große Zahl Sikhs 
und Hindus aus Pakistan nach In- 
dien. 


Palästina: Im Palästinakrieg 
(1948/49) flüchteten 472.000 bis 
650.000 Palästinenser aus ihren 
Wohnorten oder wurden vertrie- 
ben. Die Mehrheit ging nach Jor- 
danien, weitere nach Libanon, 
Syrien und den damals ägyptisch 
besetzten Gazastreifen. Ein wei- 
terer wichtiger Zufluchtsort in der 
arabischen Welt war Kuwait. 


Mehr als 850.000 Juden wurden 
gleichzeitig aus den arabischen 
Staaten vertrieben. Die meisten 
von ihnen wanderten nach Israel 
aus (etwa 500.000), andere nach 
Frankreich oder in die USA. 


Kuwait: Eine erneute Vertreibung 
der Palästinenser fand unmittel- 
bar nach dem Zweiten Golfkrieg 
statt, als Kuwait 1991 binnen zwei 
Wochen etwa 450.000 Palästi- 
nenser vertrieb. Die Palästinen- 
ser wurden als Kollaborateure 
und fünfte Kolonne Saddam Hus- 
seins empfunden. 


DDR: 1952 bis 1961 wurden 
11.000 bis 12.000 »unzuverlässi- 
ge« Bürger entlang der innerdeut- 
schen Grenze ins Landesinnere 
deportiert. 


Tschagos-Archipel: 1971 wur- 
de die Hauptinsel Diego Garcia 
von der britischen Kolonialmacht 
an das US-amerikanische Militär 
verpachtet. Die Einwohner der 
gesamten Inselgruppe im Indi- 
schen Ozean wurden zwangsum- 
gesiedelt, um diese menschen- 
leer übergeben zu können 


Zypern: Nach der türkischen 
Besetzung Nordzyperns 1974 
wurden mehrere Tausend griechi- 
sche Zyprioten in den Südteil der 
Insel vertrieben. 


Jugoslawien: 1991 bis 1995 
kam es in Jugoslawien zu mehre- 
ren Vertreibungswellen. Betroffen 
waren unter anderem 150.000 
Kroaten und bis zu 200.000 Ser- 
ben. 


Weitere Vertreibungen gescha- 
hen und geschehen noch immer 
in Afrika (z.B. Somalia, Nigeria, 
Ruanda) mit Millionen von Betrof- 
fenen. 


Vertreibung ist ein Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit (Sta- 
tut des Internationalen Strafge- 
richtshofes, Art. 7 Abs. 1 lit. d). 


Trotzdem finden diese immer 
wieder in dieser »schönen« neu- 
en Welt statt. Dabei sollte doch 
1945 ewiger Frieden und Glück- 
seligkeit Einzug gehalten haben. 


VERTREIBUNGSVERBRECHEN OHNE ENDE 
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Aus Angst vor den Bildern: 
Wie »Die Getriebenen« 
die Asylkrise besiegelt haben 


Es ist ungeheuerlich, was Robin 
Alexander, Reporter der Welt 
am Sonntag, in seinem Kas- 
senschlager »Die Getriebenen« 
berichtet. Am Wochenende des 
12.113. September 2015 hat- 
te es die deutsche Politik in der 
Hand, die deutschen Grenzen 
vor dem Massenansturm zu 
schließen. Die Flüchtlingskrise 
wäre im Keim erstickt worden. 
Die Pläne lagen fertig auf dem 
Tisch, die Bundespolizei war 
längst mit Hunderten von Beam- 
ten in Bayern aufmarschiert. Der 
Grenzschließungsbefehl war ge- 
schrieben und brauchte nur noch 
unterschrieben zu werden. Dann 
zog Merkel zurück. Welche Bil- 
der würden um die Welt gehen, 
wenn der deutsche Rechtsstaat 
seine Grenzen mit letzter Konse- 
quenz vor Asylforderern schützt? 


Anfang September 2015 erklärte 
Merkel die deutschen Grenzen 
für geöffnet. Noch am 11. Sep- 
tember ließ sie in Medien ver- 
lautbaren, das Asylrecht kenne 
keine Obergrenze. 


Robin Alexander berichtet von 
jener schicksalhaften Telefon- 
konferenz am 12.9.2015: 


Horst Seehofer (CSU-Chef), 
Sigmar Gabriel (damals noch 
SPD-Chef), Frank-Walter 
Steinmeier (damals noch Au- 
ßenminister), Thomas de Mai- 
ziere (Innenminister), Peter 
Altmaier  (Kanzleramtschef) 
und Bundeskanzlerin Merkel 
beschließen gegen 17.30 Uhr, 
daß die deutsch-österreichi- 
sche Grenze dicht gemacht 
wird — ausdrücklich auch für 
Asylsuchende. 


Die Umsetzung des Befehls ist 
gesichert. Dieter Romann, Prä- 
sident des Bundespolizeipräsi- 
diums, hat längst alle Vorkeh- 
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rungen getroffen. Am Rande 
einer »rechten« Demo (Tag der 
Patrioten) in Hamburg am selben 
Tag ließ er einen provisorischen 
Hubschrauberlandeplatz einrich- 
ten. »Als Samstagabend der Be- 
fehl kommt«, schreibt Alexander, 
»werden Hunderte von Polizisten 
in Wellen von Hamburg an die 
Grenze in den Alpen geflogen.« 
Weitere Hunderte rollen in Bus- 
sen an. Insgesamt 21 Hundert- 
schaften sollen 24 Stunden spä- 
ter eine Grenze sichern, deren 
Wachhäuser und Schlagbäume 
vor Jahren dank des Schengen- 
Abkommens demontiert wurden. 


Kurz zuvor im Juni hatte in El- 
mau der G-7-Gipfel in der Regi- 
on stattgefunden. Romann hatte 
in weiser Voraussicht, eine jeder- 
zeitige Grenzschließung möglich 
zu machen, Container, Zelte, 
Lichtmasten und Pionierausrü- 
stung vom G-7-Einsatz direkt vor 
Ort einlagern lassen. Sogar den 
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30-seitigen Grenzschließungs- 
befehl hatte er schon für die Poli- 
tiker geschrieben. 


Dann der Rückzieher der Politik 
am Sonntag, 13.9.2015, kurz vor 
der geplanten Grenzschließung 
um 18.00 Uhr: Niemand kön- 
ne garantieren, daß die Grenz- 
schließung juristisch haltbar sei. 
Niemand könne abschätzen, ob 
unpopuläre Bilder von unmittel- 
barem Zwang durch die Polizei 
gegen ungehorsame, randalie- 
rende Asylforderer um die Welt 
gehen werden. De Maiziere und 
Merkel kneifen — und opfern die 
deutsche Grenze, anstatt das Ri- 
siko einzugehen. Hinterher wird 
sich herausstellen: Juristisch 
wäre die Schließung problemlos 
zu rechtfertigen gewesen und 
damit auch die Durchsetzung 
durch das staatliche Gewaltmo- 
nopol. 

Robin Alexander: »So bleibt die 
deutsche Grenze an diesem Wo- 
chenende für alle offen. Aus der 
„Ausnahme“ zur Grenzöffnung 
wird ein monatelanger Ausnah- 
mezustand, weil keiner die politi- 
sche Kraft aufbringt, die Ausnah- 
me wie geplant zu beenden. [...] 
Es findet sich in der entscheiden- 
den Stunde schlicht niemand, 
der die Verantwortung für die 
Schließung übernehmen will. « 


Eine Regierung, die keine Ver- 
antwortung übernehmen will, 
läßt Schlimmes befürchten, 
wenn es — wie vorauszusehen — 
zu weiteren staatsgefährdenden 
Ereignissen kommt! 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 
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Kurzmeldungen 


ver.di: Stasi 2.0? 


»Handlungshilfe für den Umgang 
mit Rechtspopulisten in Betrieb 
und Verwaltung«, so der Titel 
einer Handlungsempfehlung der 
Gewerkschaft ver.di im Internet, 
um unliebsame Mitarbeiter oder 
gar Mitglieder zu mobben und 
letztendlich aus den Betrieben zu 
entfernen. 


Mit Methoden vergangener Zei- 
ten soll beobachtet, bearbeitet, 
isoliert, rechtlich belangt, versetzt 
oder in »Workshops« umerzogen 
werden. 


Hier wird unverhohlen zu Bespit- 
zelung und zur Denunziation auf- 
gerufen. 


Allerdings, so wird angeraten, 
solle man aufpassen, daß man 
nicht an den Falschen gerate. 
Sollte dieser eine Hausmacht ha- 
ben, bestehe die Gefahr, daß er 
sich zum Märtyrer stilisiere. 


Es ist nichts Neues, daß bundes- 
deutsche Gewerkschaften auf 
Rotfront-Methoden der 20er und 
30er Jahre zurückgreifen. Seit 
Jahrzehnten werden mit Gewerk- 
schaftsgeldern Busladungen von 
gewaltbereiten Störern zu Kund- 
gebungen der »Rechten« ge- 
karrt. 


Viel effektiver ist es allerdings, 
Angst und Schrecken zu verbrei- 
ten, indem man Menschen sozial 
und wirtschaftlich ausgrenzt und 
vernichtet. Der menschenverach- 
tende Marxismus wird damit sa- 
lonfähig. 


Da sogar Gewerkschaftler Be- 
denken äußerten, wurde das 
Pamphlet im Internet gelöscht. 


Für wie bekloppt 
hält man uns eigentlich? 


Die neuesten Prognosen der 
Bundesregierung zeigen, daß die 
Bevölkerungszahl bis 2060 sta- 
bil bleibt beziehungsweise sogar 
leicht ansteigt. 


Dies verdanken wir einer dau- 
erhaft höheren Migration, einer 


gestiegenen Geburtenrate (wer 
bekommt denn wohl die vielen 
Kinder?) und der höheren Le- 
benserwartung. 


Die daraus resultierende Schluß- 
folgerung, daß dadurch unsere 
Renten auf Jahrzehnte gesichert 
seien, kann man nur Schwach- 
sinnigen unterjubeln. Aber das 
würde ja auch genau in das Bild 
passen, das die etablierten Par- 
teien von ihren Wählern haben. 


Leider muß man einsehen, daß 
ein Großteil der Wähler durch ihre 
Stimmabgabe immer aufs Neue 
beweist, daß sie genau so dumm 
sind wie sie von den Etablierten 
auch eingeschätzt werden. 


Deutlicher 
geht es nicht! 


»Wir sind ein Einwanderungs- 
land. Deutschsein bedeutet in 
Zukunft einen Migrationshinter- 
grund zu haben, das bedeutet 
Deutschsein in Zukunft, nicht au- 
tochthon blaue Augen und helle 
Haare, sondern ein Kopftuch zu 
tragen, dunkelhaarig zu sein oder 
wie auch immer zu sein. Das be- 
deutet heute Deutschsein.« 


Lamya Kaddor, islamische Religi- 
onslehrerin aus Dinslaken (WDR 
26.1.2016 »Nach Köln, was muß 
sich ändern?«) 


Merkel zündet 
die nächste Stufe 
zur Abschaffung 
des Volksbegriffs 


Schrittweise, aber äußerst ziel- 
strebig, ist Angela Merkel dabei, 
das deutsche Volk abzuschaffen. 
Nachdem als erste Maßnahme 
unser Land seit Jahren von so- 
genannten »Flüchtlingen« als 
neue Heimat angesehen wird, 
sollen nun auch die rechtlichen 
Rahmenbedingungen geschaf- 
fen werden. 


Auf einer Versammlung der CDU 
in Mecklenburg-Vorpommern am 
25.2.2017 sagte Merkel unter 
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anderem in einer viel bejubelten 
Rede: »Und deshalb gibt es auch 
keinerlei Rechtfertigung, daß sich 
kleine Gruppen aus unserer Ge- 
sellschaft anmaßen, zu definie- 
ren wer das Volk ist. Das Volk ist 
jeder, der in diesem Lande lebt.« 


So ist es eben nicht! Das Grund- 
gesetz definiert das deutsche 
Volk nur im Sinne der deutschen 
Staatsangehörigkeit. Im Klartext: 
Alle deutschen Staatsbürger bil- 
den das Volk. 


Nun möge keiner glauben, daß 
die Kanzlerin die Begriffe »Volk« 
und »Bevölkerung« nicht aus- 
einanderhalten könne. Nein, 
hinter diesen bewußten verba- 
len Nebelkerzen steckt Metho- 
de. Unmerklich, aber äußerst 
effektiv, schreitet die Umvolkung 
Deutschlands voran. 


Demokratie pur? 


Bundestagspräsident Norbert 
Lammert, der ob seiner Eloquenz 
und angeblichen Überpartei- 
lichkeit Hochgelobte, lieferte ein 
trauriges Bild ab. 


Um zu verhindern, daß Alexander 
Gauland (AfD) möglicherweise 
Alterspräsident des Deutschen 
Bundestages werden könne, 
kam er auf die Idee, daß nicht 
mehr der lebensälteste, sondern 
der dienstälteste Abgeordnete 
die konstituierende Sitzung des 
Deutschen Bundestages eröff- 
nen solle. 


Begründung: Der Alterspräsident 
müsse parlamentarische Erfah- 
rung mitbringen. Erstaunlicher- 
weise spielte das 1994 keine 
Rolle, als der Schriftsteller Stefan 
Heym für die PDS den Bundes- 
tag eröffnete. Das gleiche galt 
auch für Fred Gebhardt (Die Lin- 
ke), der 1998 die 14. Wahlperi- 
ode des deutschen Bundestages 
eröffnete. 


Da fragen sich unsere Politiker 
noch, warum sie beim deutschen 
Volk so einen miserablen Ruf ha- 
ben! 

»Gott schütze uns vor Sturm 
und Wind und Demokraten, die 
keine sind!« 
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Christen 
werden zum Freiwild 
in islamischen Staaten 


Die neuesten Anschläge auf 
Christen in islamischen Staaten 
haben dutzende Tote und zahllo- 
se Verletzte gefordert. 


Symbolträchtig am Palmsonntag 
explodierten z.B. mehrere Bom- 
ben in der Nähe von Kairo und in 
der Hafenstadt Alexandria. 


Die christlichen Kopten stellen 
etwa 10 Prozent der Bevölkerung 
(also etwa 9 Millionen Gläubige) 
in Ägypten. 


Nun mögen die Christen mit dem 
neuen Papst an ihrer Spitze welt- 
weit nicht die gleich starke Lobby 
haben, wie die Mohammedaner 
hier bei uns in Deutschland. Aber 
ein wenig Mitgefühl könnte man 
auch von unseren Kardinälen 
und Bischöfen für ihre Glaubens- 
brüder schon erwarten. Wir dür- 
fen also gespannt sein, ob Kar- 
dinal Marx und Kardinal Woelki 
aus ihrem Woelki-Kuckucksheim 
herabsteigen und sich auf ihre 
ursächlichen christlichen Aufga- 
ben besinnen und nicht weiterhin 
plan- und ahnungslos herumpoli- 
tisieren. 


Türken 
die Zukunft Europas? 


Erdogan hat kurz vor dem Ver- 
fassungsreferendum in der Tür- 
kei erneut zu einem Rundum- 
schlag gegen Europa ausgeholt. 
Abgesehen von seinen üblichen 
Beschimpfungen, gab er auch ei- 
nen Ausblick auf die Zukunft Eu- 
ropas: »Was sie auch tun, es ist 
umsonst. Die Zukunft Europas 
werden unsere fünf Millionen 
Brüder formen, die sich aus 
der Türkei dort angesiedelt ha- 
ben.« 


Nun könnte man dies als übli- 
che orientalische Übertreibung 
abtun. Aber angesichts von un- 
fähigen Regierungen und einer 
fortschreitenden Dekadenz in 
den EU-Staaten sind Erdogans 
Drohungen leider als sehr real 
anzusehen. 


Opportunistisches Wegducken 
schwächt weiter ein Europa, 
für das unsere Vorfahren einst 
kämpften. 


Claudias 
Wohlfühlpolitik 


Claudia Roth hat das Patent- 
rezept gefunden, wie man die 
»bösen« Erdogan-Anhänger in 
Deutschland wieder auf den lin- 
ken Weg zurückführen kann. Wie 
sie der Welt mitteilte, müssen wir 
uns jetzt »extrem um Erdoğan- 
Anhänger bemühen«. Außerdem 
müssen wir ihnen »die Einbürge- 
rung erleichtern und das kommu- 
nale Wahlrecht« einräumen. 


Sie hat natürlich auch eine Er- 
klärung dafür, warum die hier le- 
benden Türken mit weit über 60 
Prozent für Erdogan gestimmt 
haben: Wir haben »unser Land 
als Teil des christlichen Abend- 
landes dargestellt und damit 
auch gesagt, daß Muslime nicht 
dazugehören, [...] dies habe Ver- 
letzungen hinterlassen.« 


Daß diese Frau Vizepräsidentin 
des Parlaments ist, ist nur in der 
BRD möglich. 


Um die weit über 60 Prozent 
noch kleinzurechnen, griff sie zu 
einem Hütchenspielertrick: 


Sie rechnete vor, daß von den 
1,5 Millionen wahlberechtigten 
Türken in Deutschland nur etwa 
die Hälfte zur Wahlurne gegan- 
gen seien. Davon wiederum hät- 
ten nur 450.000 Deutsch-Türken 
für Erdogan gestimmt. Dies sei- 
en gerade einmal 13 Prozent der 
hier lebenden »Türkeistämmi- 
gen«. 


Wendet man diese Rechnung 
auf die letzte Bundestagswahl 
an, haben die Grünen bei 3,7 
Millionen Stimmen einen prozen- 
tualen Anteil an der Gesamtbe- 
völkerung von gerade einmal 4,5 
Prozent. 


Ergo: Schmeißt die Grünen aus 
dem Bundestag, da sie demnach 
an der Fünf-Prozent-Klausel ge- 
scheitert sind. 


www.fb.com/UN.Nachrichten 


UN 5/2017 - Seite 9 


»Schulz-Zug« 


Mangels vernünftiger Ideen 
für den Wahlkampf hat die 
SPD ein Videospiel entwik- 
keln lassen. Ein Spiel, das 
eigentlich keiner Erwähnung 
wert wäre, wäre da nicht eine 
plumpe Provokation: 


In der Rolle des Zugfüh- 
rers Schulz kann man Figu- 
ren, die an Petry, Putin oder 
Trump erinnern, umfahren. 


Volkes Stimme: 


»Bundesjustizminister Heiko 
Maas (SPD) bringt ein neues 
Gesetz gegen Haßmails und 
Fake-News heraus. Aller- 
dings gilt das scheinbar nicht 
für Sozialdemokraten, denn 
gleichzeitig spielt SPD-Gene- 
ralsekretärin Katarina Barley 
ein Computerspiel, genannt 
„Schulz-Zug“, wo man eine 
Belohnung bekommt, wenn 
man z.B. AfD-Chefin Frauke 
Petry „überfährt”. Da fordert 
Martin Schulz, der neue Mes- 
sias der Sozialdemokraten, 
einen fairen und anständigen 
Wahlkampf, der dann direkt 
entgleist. Wo bleibt der Auf- 
schrei der Kirchen, Gewerk- 
schaften und Parteien? Kein 
Ton bei ARD und ZDF. Wenn 
der kleinste Hinterbänkler der 
AfD irgendwo in Deutsch- 
land einen Pups läßt, macht 
der WDR in der „Aktuellen 
Stunde“ einen Donnerschlag 
daraus. Zu diesem perfiden 
Computerspiel keinen Ton — 
wie armselig und verlogen.« 


Ulrich B., Leserbrief in 
Siegener Zeitung, 28.3.2017 
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Nur eine Randnotiz? 


268.000 Syrer dürfen ihre 
Familien nach Deutschland holen 


Diese Meldung ist so brisant, daß 
sie nur als Randnotiz in den Leit- 
medien erschien. 

Die Sprengkraft, die diese lapi- 
dare Notiz beinhaltet, wurde be- 
wußt »kleingeschrieben«. 


Nach nicht einmal zwei Jah- 
ren »Sperrfrist« wird es 268.00 
Syrern gestattet, ihre Familien 
nachzuholen. 


Statt dafür zu sorgen, daß die vor 
allem jungen, gesunden und an- 
geblich exzellent ausgebildeten 
Männer in ihre Heimat zurück- 
kehren, um diese wieder auf- 
zubauen, verspricht man ihnen 
eine dauerhafte Bleibe hier in 
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»Kein Kölsch für Nazis«! 
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Deutschland, einschließlich ihrer 
gesamten Großfamilien. 


Die von Terroristen befreiten Ge- 
biete in Syrien bieten mehr als 
genug Arbeit und langfristige Per- 
spektiven für Syrer, denen es um 
ihr Heimatland geht und nicht um 
bequeme Sozialversorgung hier 
bei uns in Deutschland. Alleine 
in der völlig zerstörten Millionen- 
stadt Aleppo, die von der Regie- 
rung zurückerobert wurde, wartet 
genügend Arbeit. 

Hätten sich nach dem Zweiten 
Weltkrieg unsere Großmütter 
und Mütter, Großväter und Väter 
bequem zurückgelehnt, um auf 
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fremde Hilfe zu warten, würden 
wir noch heute in Ruinen hausen. 


Unterstellt man, daß von den 
268.000 Syrern, die Anspruch 
auf Familiennachzug haben, 
nur jeder vier Personen nach 
Deutschland holt, sind wir locker 
bei einer Millionen neuer »An- 
kömmlinge«. Und dies ist erst der 
Anfang. 


Für die oben genannte Zahl fin- 
det die Aussetzung des Familien- 
nachzuges für zwei Jahre nach 
dem Aufenthaltsgesetz keine 
Anwendung. Im Klartext: Nach 
Ablauf einer weiteren Schamfrist 
können dann noch mehr Flücht- 
linge ihre Familienangehörigen 
nach Deutschland holen. 


Die prognostizierte Zahl von vier 
Millionen Menschen, die allein 
aufgrund des Merkelschen Gut- 
menschentums im Jahr 2015 in 
unser Land kommen werden, be- 
wahrheitet sich leider. 


Hunderte Gastwirte in Köln sollten letz- 

ten Monat Bierdeckel mit dieser Auf- 

schrift in ihren Lokalen auslegen. Die 
Organisatoren hatten 200.000 davon 

drucken lassen, um den Massenansturm 

von bierseligen Protestlern bewältigen zu 

können. 

In grauer Vorzeit hieß es einmal »Kauft nicht bei Ju- 
den!« Wir glaubten und hofften, solche Gesinnungen 
seien überwunden! Falsch gedacht? 

Wochen- und tagelang faselten die »staatstragenden« 
Medien einschließlich der öffentlich-rechtlichen ARD 
und ZDF - ersichtlich um die »Stimmung« anzuheizen 
— von 50.000 Demonstranten, die erwartet würden. 


Aber: »Köln gehen die Narren aus!«, berichtete tags 
darauf ein UN-Bezieher und Beobachter aus Köln. Es 
gäbe wohl doch weniger Narren als befürchtet. Obwohl 


Kirchen, Karnevalsvereine, Gewerk- 
schaften, etablierten Parteien, diverse 
NGOs bis hin zu obskuren Kleinstgruppen 
zum Protest gegen den Parteitag der AfD 
in Köln aufgerufen hatten, kamen nur ei- 
nige mickrige tausend Hansel zusammen, 
laut Presse um die 10.000, laut offiziellem 
Polizeibericht 6.500, um ihrer Empörung gegen gesetz- 
lich vorgeschriebene Parteiversammlungen Ausdruck zu 
verleihen. Dies ist allerdings auch verständlich, da der 
Parteitag um 10.00 Uhr begann, eine Zeit, um die sich die- 
se Weltverbesserer normalerweise noch einmal im Bett 
umdrehen. Außerdem war das Wetter auch nicht so toll, 
mit einem Satz: Es war einfach zu unbequem, die eige- 
nen kruden Demokratievorstellungen zu zeigen. Es gibt 
noch Hoffnungsschimmer: Die Narren werden weniger! 


Ihre UN-Mitarbeiter 
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Martin Schulz weiß, 
wie man Europa rettet 


Der Scheinriese Tur Tur aus dem 
Kinderbuch »Jim Knopf und Lu- 
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Es ist der unbeirrbare Glaube 
an den Traum von Europa. Ein 
Traum, der uns irgendwann 
verloren gegangen ist.« 

Meint Schulz damit etwa, daß 
Nordafrikaner, Afghanen und Sy- 
rer das retten sollen, was man 


kas der Lokomotivführer« wirkt einmal unter abendländischer 
Kultur verstand? 

nur aus der Entfernung groß und 
Ein Kontinent, der Mozart, 


stark. Je näher man ihm jedoch 
kommt, desto mehr schrumpft er 
auf Normalgröße. 


Dies gilt auch für den Kanzlerkan- 
didaten der SPD. Je näher man 
diesem Martin Schulz kommt, de- 
sto mehr erkennt man, daß seine 
intellektuelle Stärke doch eher 
die eines abgebrochenen Schü- 
lers, trockenen Alkoholikers und 
eines Buchhändlers entspricht. 
(Ehrenwerte Buchhändler ma- 
ßen sich nicht an, Bundeskanzler 
werden zu wollen.) 


Das wirklich Tragische ist, daß 
unsere politische Landschaft, 
quer durch alle Parteien, voll von 
diesen Scheinriesen ist. Genau 
aber diese Spezies entscheidet 
über die Zukunft unseres Landes. 


Ein Beispiel für die verquere 
Denkweise nachfolgend: 


Wir bitten unsere Leser, Ihre Ko- 
stenbeiträge mit diesem Vordruck 
zu begleichen. Wenn Sie dies schon 
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Am 9.6.2016 hielt Schulz auf Ein- 
ladung der Hochschule für Jüdi- 
sche Studien in der Heidelberger 
Uni eine bemerkenswerte Rede. 
Er vertrat dort die Ansicht, daß 
speziell die in Europa Zuflucht su- 
chenden Menschen dabei helfen 
könnten, unseren europäischen 
Wertekanon wieder herzustellen. 
Wörtlich sagte er: 


»Was die Flüchtlinge zu uns 
bringen, ist wertvoller als Gold. 


erledigt haben, ignorieren Sie diesen 
Vordruck bitte. Unsere Leser außer- 
halb der Bundesrepublik Deutschland 


Beethoven, Hegel, Kant, Shake- 
speare, Michelangelo, Goethe, 
Marie Curie und unzählige weite- 
re Geistesgrößen hervorgebracht 
hat, soll nun von kulturfremden 
Menschen »gerettet« werden? 


Welch krude Gedankengänge 
müssen diesen Mann umtreiben, 
um auf solche Ideen zu kommen? 


Wahrscheinlich muß man dafür 
25 Jahre als Europapolitiker in 
Brüssel gesessen haben. 


Vor den jetzt anstehenden Wah- 
len werden wieder Verspre- 
chungen gemacht, die jenseits 
jeglicher Realität sind. Auch 
hier funktioniert das Prinzip des 
Scheinriesens prächtig. 


Daher unser Rat: Betrachten Sie 
die sogenannten Fakten und die 
Personen aus der Nähe - beides 
schrumpft oft auf Zwergengröße! 


bitten wir, landesspezifische Vor- 
drucke zu verwenden. Diese erhalten 
Sie von Ihrer Hausbank. 
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PBNKDEFFXXX PBNKDEFF FXXX 


Betrag: Euro, Cent 


Kunden-Referenznummer/Verwendungszweck 
ADR.-NR.: 


WOHNORT: 


Kontoinhaber/Zahler: Name 


(Quittung bei Bareinzahlung) 
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Besser kann man den heu- 
tigen Irrsinn nicht auf den 
Punkt bringen: 


»Da ist das Europa 
der ehr- und hirn- 


losen Staatschefs, 
der gewissenlosen 
Politiker ohne einen 
Funken Intelligenz, 
der würdelosen In- 
tellektuellen ohne 
jeden Mut. Kurz und 


gut, das kranke Eu- 
ropa. Das Europa, 
das sich wie eine 
Dirne an die Sulta- 
ne, Kalifen, Wesire 
und Landsknechte 
des neuen Osmani- 
schen Reiches ver- 
kauft hat. Kurz und 
gut, Eurabien.« 

aus: »Kraft der Vernunft«, 


Oriana Fallaci 
(Journalistin, 1929-2006) 


www.un-nachrichten.de 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


Ursulas Leyen-Spielschar 


Deutsche Wertarbeit 
setzt sich eben durch 
und überdauert die 
Jahrzehnte. 


Bestes Beispiel da- 
für ist ein angeblich 
noch einsatzbereiter 
Wehrmachtspanzer, 
den sich ein 79jähriger 
Sammler in der Nähe von Kiel in 
den Keller gestellt hat. Die Kie- 
ler Staatsanwaltschaft klagt ihn 
nun wegen des Verstoßes gegen 
das Kriegswaffenkontrollgesetz 
an, da man befürchtet, daß der 
»Panther« immer noch einsatz- 
bereit sei. 


Zwei Bergepanzer mit Polizeies- 
korte hatten die Aufgabe, den 
40-Tonnen-Koloß aus dem Keller 
zu bugsieren. 


Interessant dabei ist, daß Techni- 
ker der Wehrtechnischen Dienst- 
stelle in Trier vor Jahren den 
Panzer als unschädlich gemach- 
tes Sammlerstück einordneten. 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


u Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


u Einen Kostenbeitrag in Höhe von 
scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer 


direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


Interessant dabei ist auch, daß 
Techniker der gleichen Dienst- 


stelle halfen, den Motor auf 
Wunsch des Sammlers im Nach- 
hinein wieder fit zu machen. 


Wir vermuten, daß die Techniker 
mehr über den technischen Zu- 
stand des Waffenarsenals in Ur- 
sulas Leyen-Spielschar wissen, 
als es der Öffentlichkeit bekannt 
ist. 


So wäre es nur folgerichtig, den 
»Panther« in das Arsenal der 
Bundeswehr zu überführen, um 
wenigstens einen einsatzberei- 
ten Panzer in der Truppe zu ha- 
ben. 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 
E-Post: info@un-nachrichten.de 


Bankverbindung: 
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